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Hauptsatzung für den Landkreis Eichsfeld  
 
Aufgrund des § 99 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 8. April 2009 (GVBl. S. 345) hat der Kreis-
tag des Landkreises Eichsfeld in seiner konstituierenden Sitzung am 08.07.2009 die Hauptsatzung für den 
Landkreis Eichsfeld beschlossen. 
 

§ 1 
 

Name, Sitz  
 

(1) Der Landkreis führt den Namen Landkreis Eichsfeld. 
 
(2) Sitz des Landratsamtes ist die Stadt Heilbad Heiligenstadt. 
 

§ 2 
 

Wappen, Dienstsiegel, Flagge  
 

(1) Der Landkreis Eichsfeld führt folgendes Wappen: 
 
  Im silbernen Schild ein roter, rechtsschauender Adler mit goldenem Schnabel und goldenen Krallen, 

mit silbernem sechsspeichigen Mainzer Rad auf der Brust. 
 
(2) Der Landkreis Eichsfeld führt in seinem Dienstsiegel das Kreiswappen. 
 
(3) Der Landkreis Eichsfeld führt eine Flagge. Die Flagge trägt das Kreiswappen auf weiß-rot geteiltem 

Untergrund. 
 

§ 3 
 

Vorsitz im Kreistag  
 

Den Vorsitz im Kreistag führt der Landrat, im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter. 
 

§ 4 
 

Ausschüsse des Kreistages  
 

(1) Der Kreistag bildet einen Kreisausschuss, der aus dem Landrat als Vorsitzenden und sechs weiteren 
Mitgliedern besteht.  

 
(2) Die Bildung und Zusammensetzung weiterer Ausschüsse und die Aufgaben des Kreisausschusses 

und der weiteren Ausschüsse regelt die Geschäftsordnung. 
 
(3) Die Ausschüsse werden nach dem Verfahren Hare/Niemeyer zusammengesetzt. 
 

§ 5 
 

Aufwandsentschädigung der Kreistagsmitglieder,  
sachkundigen Bürger und sonstigen ehrenamtlich Täti gen 

 
(1) Die Mitglieder des Kreistages erhalten zur Abgeltung des Aufwandes, der ihnen für die Teilnahme an 

Sitzungen des Kreistages, der Ausschüsse und der Fraktionen, an notwendigen Besprechungen oder 
anderen Veranstaltungen entsteht, einen monatlichen pauschalen Sockelbetrag in Höhe von 155 
EUR sowie für die Teilnahme an Sitzungen der vorgenannten Gremien ein Sitzungsgeld je in Höhe 
von 15 EUR.  

 
(2) Sachkundige Bürger und ehrenamtlich Tätige erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüs-

se oder Gremien, denen sie als Mitglied oder kraft Gesetzes mit beratender Stimme angehören, ein 
Sitzungsgeld in Höhe von 15 EUR. 
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(3) Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die ein Sitzungsgeld zu zahlen ist, wird je Fraktion auf je zwei 

vor einer jeweiligen Kreistagssitzung begrenzt. 
 
(4) Die in den Absätzen 1 und 2 festgelegten Sitzungsgelder gelten für eine Sitzung. Bei mehreren Sit-

zungen an einem Tag werden nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gewährt. 
 
(5) Kreistagsmitglieder,  sachkundige Bürger und sonstige ehrenamtlich Tätige erhalten die Fahrkosten, 

die ihnen in Ausübung ihres Ehrenamtes tatsächlich entstehen, erstattet. Bei Benutzung eines Kraft-
fahrzeuges wird eine Entschädigung von 0,30 EUR /km gewährt. Bei mehreren Wohnungen ist von 
der für das Ehrenamt maßgeblichen Hauptwohnung auszugehen. 

 
(6) Die Entscheidung über die Notwendigkeit einer dienstlichen Reise bzw. auswärtigen Tätigkeit eines 

Ausschusses oder einer Fraktion tri fft der Kreisausschuss. 
 
(7) Für genehmigte Dienstreisen erhalten die Kreistagsmitglieder und die sach-kundigen Bürger Reise-

kostenvergütung gemäß des Thüringischen Reisekostengesetzes. Bei Benutzung eines Kraftfahrzeu-
ges wird unabhängig von den Vorschriften des Thüringischen Reisekostengesetzes eine Entschädi-
gung von 0,30 EUR/km gewährt. Neben Reisekostenvergütungen dürfen keine Sitzungsgelder ge-
zahlt werden. 

 
(8) Der Kreiswegewart des Landkreises Eichsfeld erhält eine monatliche Entschädigung in Höhe von 130 

EUR und eine monatliche Fahrgeldpauschale in Höhe von 105 EUR. 
 

§ 6 
 

Verdienstausfallersatz für Kreistagsmitglieder,  
sachkundige Bürger und sonstige ehrenamtlich Tätige  

 
(1) Kreistagsmitglieder, sachkundige Bürger und sonstige ehrenamtlich Tätige haben Anspruch auf Er-

satz des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Das gilt für die Teilnahme an Sitzungen des Kreistages, 
der Ausschüsse, der Fraktionen oder der Gremien, denen sie als Mitglied oder kraft Gesetzes mit be-
ratender Stimme angehören. Außerdem besteht der Anspruch für sonstige Tätigkeiten, die sich aus 
der Ausübung des Ehrenamtes notwendig ergeben. 

  
(2) Selbstständige erhalten eine Verdienstausfallpauschale in Höhe von 25 EUR/volle Stunde. 
 
(3) Personen, die nicht erwerbstätig sind, erhalten, sofern sie einen Mehrpersonenhaushalt von mindes-

tens drei Personen führen, einen Regelstundensatz von 15 EUR/volle Stunde. 
 
(4) Der tägliche Höchstbetrag der Pauschalenentschädigung beträgt das Vier- fache der Stundenpau-

schale. 
 

§ 7 
 

Aufwandsentschädigung für die Vorsi tzenden der Auss chüsse,  
der Fraktionen und die stellvertretenden  

Vorsitzenden der Ausschüsse und Fraktionen  
 

(1) Die Vorsitzenden der Ausschüsse und die Fraktionsvorsitzenden erhalten neben den Entschädigun-
gen, die ihnen nach §§ 5 und 6 der Hauptsatzung gewährt werden, eine angemessene Aufwandsent-
schädigung. 

 
a) Die monatliche Aufwandsentschädigung für die Ausschussvorsitzenden beträgt 80 EUR. 
 
b) Die monatliche Aufwandsentschädigung für die Fraktionsvorsitzenden beträgt je angefangene 10 

Mitglieder 50 EUR. 
 
(2) Die stellvertretenden Ausschussvorsitzenden und die stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden erhalten 

für jede Sitzung, in der sie den Vorsitz führen, ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe von 15 EUR. 
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§ 8 
 

Landrat  
 

(1) Der Landrat ist der Leiter des Landratsamtes, gesetzlicher Vertreter und Repräsentant des Landkrei-
ses. Er gehört dem Kreistag als stimmberechtigtes Mitglied an und ist dessen Vorsitzender.  

 
(2) Der Landrat erledigt in eigener Zuständigkeit die laufenden Angelegenheiten  des eigenen Wir-

kungskreises des Landkreises (§ 107 Abs. 2 ThürKO). Als  solche gelten auch: 
 

a)Vergabe von 
- Lieferungen und Leistungen, insbesondere aufgrund von Kauf, Werk-, Miet- und Leasingverträgen 

im Sinne von § 1 Nr. 1 VOL/A (Verdingungsordnung für Leistungen) bei einem Gesamtbetrag bis 
80.000 EUR, 

- Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis 80.000 EUR, 
- Leistungen im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit bis 8.000 EUR, 

 
b) Stundungen bis 50.000 EUR und Erlass der dem Landkreis zustehenden Forderungen und öffentli-

chen Abgaben bei Beträgen bis zu 5.000 EUR; 
 
c) Klageerhebung, sofern der Streitwert 10.000 EUR nicht überschreitet; 
 
d) Abschluss von gerichtlichen und außergerichtlichen Vergleichen über  
 Forderungen bis zu 20.000 EUR. 
 
e) Entscheidungen über überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben bis zu 30.000 EUR. 
 
(3) Gemäß § 107 Abs. 3 Satz 1 ThürKO wird dem Landrat die Neuaufnahme und Umschuldung von Kre-

diten im Rahmen des Gesamtbetrages der jährlichen Haushaltssatzung zur selbstständigen Erledi-
gung übertragen.  

 Darüber hinaus können dem Landrat weitere Angelegenheiten durch Beschluss übertragen werden. 
 

§ 9 
 

Beigeordnete  
 

(1) Der Landkreis Eichsfeld hat einen hauptamtlichen und einen ehrenamtlichen Beigeordneten. Der 
hauptamtliche Beigeordnete ist als Erster Beigeordneter Stellvertreter des Landrates. 

 
(2) Der ehrenamtliche Beigeordnete ist zweiter Stellvertreter des Landrates. 

 
§ 10 

 
(Dienst-) Aufwandsentschädigung der kommunalen Wahl beamten  

 
Der Landrat erhält eine monatliche Dienstaufwandsentschädigung in Höhe von 180 EUR, der Erste Beigeord-
nete in Höhe von 108 EUR. Der ehrenamtliche Beigeordnete erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 256 EUR. 
 

§ 11 
 

Darstellung von Investitionen und Investitionsförde rmaßnahmen in Teilplänen  
 

Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung jeder Investition oder Investitionsförderungsmaßnahme nach § 4 
Abs. 12 der ThürGemHV-Doppik wird auf EUR 150.000 festgelegt. 

 
§ 12 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

 
(1) Satzungen, Verordnungen und sonstige öffentliche Bekanntmachungen wer- den im „Amtsblatt für 
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den Landkreis Eichsfeld“ öffentlich bekannt gemacht. Kann diese Form der Bekanntmachung wegen 
eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer Ereignisse nicht eingehalten werden, so genügt 
in dringenden Fällen als öffentliche Bekanntmachung jede andere geeignete Form der Bekanntgabe, 
die eine ausreichende Unterrichtung der Einwohner gewährleistet. 

 
(2) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und  Erläuterungen bekannt zu 

machen, so werden diese beim Landratsamt in Heilbad Heiligenstadt, Friedensplatz 8, während der 
Dauer der Dienststunden zu jedermanns Einsicht niedergelegt, so weit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 

 
Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Zeit, Beginn und Dauer der Niederlegung sind spätestens am 
Tage vor der Niederlegung nach Abs. 1 öffentlich bekannt zu machen. Das gleiche gilt, wenn durch 
Rechtsvorschrift eine öffentliche Niederlegung vorgeschrieben ist und diese Rechtsvorschrift keine 
besonderen Bestimmungen enthält. 

 Im Falle der Niederlegung ist die Bekanntmachung mit Ablauf des Tages vollendet, an dem die Nie-
derlegungsfrist endet. 

 
§ 13 

 
Inkrafttreten  

 
Diese Hauptsatzung tritt rückwirkend zum 01.07.2009 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung des Landkreises Eichsfeld vom 01.01.2000 außer Kraft. 
 
 
 
Heilbad Heiligenstadt, 20.07.2009 
Landkreis Eichsfeld 
 
gez. Dr. Werner Henning   Siegel 
Landrat   
 
 
Geschäftsordnung für den Kreistag des Landkreises E ichsfeld  

 
Auf Grund des § 112 in Verbindung mit § 34 der Thüringer Kommunalordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08. April 2009 (GVBl. S. 
345) hat der Kreistag des Landkreises Eichsfeld in seiner konstituierenden Sitzung am 08.07.2009 die Ge-
schäftsordnung beschlossen.  

 
I. Pflichten der Kreistagsmitglieder 

 
§ 1 

 
Unabhängigkeit, Fraktionen  

 
(1) Die Kreistagsmitglieder handeln verantwortungsbewusst und uneigennützig zum Wohle der Bürger 

und der Gemeinschaft und haben die Gesetze zu achten. Sie sind an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden. Die ihnen obliegenden Pflichten haben sie gewissenhaft zu erfüllen. 

 
(2) Kreistagsmitglieder können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. 
 
(3) Eine Fraktion besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Bildung und die Änderung ihrer Zusam-

mensetzung oder ihres Vorsitzes sind dem Landrat unter namentlicher Benennung der Mitglieder vom 
Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. 

 
(4) Die Fraktionen können Kreistagsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, als Hospitanten aufnehmen. 
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§ 2 
 

Teilnahme an Sitzungen  
 

(1) Die Kreistagsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des Kreistages und zur Übernahme der 
ihnen zugewiesenen Geschäfte verpflichtet. Gegen Kreistagsmitglieder, die sich dieser Verpflichtung 
ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Kreistag ein Ordnungsgeld bis zu 500,00 EUR 
im Einzelfall verhängen. 

 
(2) Ein Kreistagsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sit-

zung vorzeitig verlassen will, muss dies dem Landrat möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt 
als Entschuldigung. 

 
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich jedes teilnehmende Kreistagsmit-

glied persönlich eintragen muss. 
 

§ 3 
 

Verschwiegenheitspflicht  
 

(1) Die Kreistagsmitglieder sind über die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die Kenntnis über vert raulich zu behandelnde An-
gelegenheiten darf nicht unbefugt verwertet werden. Dies gilt auch dann, wenn sie nicht mehr als 
Kreistagsmitglieder tätig sind. 

 
(2) Bei Verletzung der Verschwiegenheitspflicht kann ein Ordnungsgeld bis zu 2.500,00 EUR im Einzel-

fall verhängt werden. 
 

§ 4 
 

Mitwirkungsverbot  
 

(1) Muss ein Kreistagsmitglied annehmen, nach § 112 in Verbindung mit § 38 ThürKO an der Beratung 
und Beschlussfassung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat es dies vor Eintritt in die Beratung des 
betreffenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert dem Kreistag zu offenbaren. 

 
Die Entscheidung über den Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Kreistag in nicht-
öffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen. 

 
(2) Ein Kreistagsmitglied, für das nach Abs. 1 ein Mitwirkungsverbot besteht, hat bei nichtöffentlichen 

Sitzungen den Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentlichen Sitzungen darf er sich in dem für die Zuhö-
rer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 

 
(3) Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift zu vermerken. Das betroffene Kreistagsmitglied kann ver-

langen, dass die Gründe für die Nichtmitwirkung in die Niederschrift aufgenommen werden. 
 
(4) Ein Verstoß gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1 wird vom Kreistag durch Beschluss festge-

stellt. 
 

II. Kontrolle der Verwaltung des Kreises, 
Geschäftsführung des Kreistages 

 
§ 5 

 
Kontrolle der Verwaltung des Kreises  

 
(1) Der Kreistag hat das Recht und auf Verlangen eines Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, über den 

Vollzug seiner Beschlüsse und denen der Ausschüsse vom Landrat Auskunft zu fordern und Akten-
einsicht zu verlangen. 

 



Öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises Eichsfeld 
 

 
- 253 - 

Amtsblatt für den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 26                                         Heilbad Heiligenstadt, den 21.07.2009 

(2) Wird Akteneinsicht verlangt, so sind in einem Beschluss deren Gegenstand konkret zu bezeichnen 
und ein Ausschuss oder bestimmte Kreistagsmitglieder für die Akteneinsicht zu benennen. 

 
(3) Die Akteneinsicht wird vom Landrat in den Diensträumen des Landratsamtes gewährt. Er hat auch 

über die Anwesenheit von Mitarbeitern des Landratsamtes bei der Akteneinsicht zu entscheiden. 
 

§ 6 
 

Geschäftsführung  
 

(1) Zur Wahrnehmung des Geschäftsverkehrs zwischen dem Kreistag und dem Landrat wird ein Kreis-
tagsbüro eingerichtet. 

 
(2) Dem Kreistagsbüro obliegt die Schriftführung in den Sitzungen des Kreistages und seiner Ausschüs-

se. 
 Das Kreistagsbüro führt eine Beschlusskontrolle für Beschlüsse des Kreistages und - soweit sie von 

grundsätzlicher Bedeutung sind - der beschließenden Ausschüsse. 
 
(3) Für die Sitzungen der Fraktionen stellt das Kreistagsbüro geeignete Räume zur Verfügung. 
 
(4) Zur Fertigung von Einladungsschreiben zu Fraktionssitzungen steht ebenfalls das Kreistagsbüro zur 

Verfügung. 
 
(5) Auf Wunsch wird die Protokollführung in Fraktionssitzungen durch das Kreistagsbüro abgesichert. 
 
(6) Für die Gestaltung der Fraktionsarbeit wird den Fraktionen ein Fraktionsgeld zur Verfügung gestellt. 
 Höhe und Zusammensetzung des Fraktionsgeldes beschließt der Kreisausschuss jährlich nach Maß-

gabe des Haushaltes. 
 

III. Einberufung zur Sitzung 
 

§ 7 
 

Pflicht zur Einberufung  
 

(1) Der Kreistag wird vom Landrat einberufen. 
 
(2) Die Einberufung des Kreistages muss erfolgen 
 
 a) spätestens am 14. Tag nach dem Beginn der Amtszeit (Eröffnungssitzung), 
  

b) sooft es die Geschäftslage erfordert, jedoch mindestens alle drei Monate, 
 

c) wenn ein Viertel der Kreistagsmitglieder es schriftlich unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Kreistag den gleichen Gegenstand innerhalb der letzten drei Mona-
te bereits beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat. 

 
§ 8 

 
Formen und Fristen der Einberufung  

 
(1) Die Einberufung zu den Sitzungen des Kreistages erfolgt durch schriftliche Ladung unter Angabe der 

Tagesordnung. 
 
(2) Der Landrat setzt im Benehmen mit den Beigeordneten die Tagesordnung fest. Die Tagesordnung 

gliedert sich in einen öffentlichen und bei Bedarf in einen nichtöffentlichen Teil. Die zur Beratung an-
stehenden Punkte sind in der Regel schriftlich zu erläutern. Die Erläuterungen sind der Einladung bei-
zufügen oder kurzfristig nachzureichen. Sie müssen den Kreistagsmitgliedern jedoch grundsätzlich 
spätestens 48 Stunden vor Beginn der Sitzung zugestellt sein. Von einer Tischvorlage sollte nur im 
Ausnahmefall Gebrauch gemacht werden. 
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(3) Zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens zehn volle Kalenderta-
ge liegen. Wenn die Einladung zwölf Tage vor der Sitzung zur Post gegeben ist, wird vermutet, dass 
die Frist gewahrt ist. 
In dringenden Fällen kann die Ladungsfrist abgekürzt werden; die Einladung muss spätestens am 
zweiten Tag vor der Sitzung zugehen. In der Einladung ist auf die Dringlichkeit der Sitzung hinzuwei-
sen. 

 
(4) Tagesordnung, Zeit und Ort der Sitzung sind vor der Sitzung öffentlich bekannt zu machen. 

 
IV. Verlauf der Sitzungen 

 
§ 9 

 
Öffentlichkeit der Sitzungen  

 
(1) Die Sitzungen des Kreistages sind öffentlich, soweit die nachfolgenden Bestimmungen nicht Aus-

nahmen vorsehen. 
 
(2) Die Öffentlichkeit für einzelne Beratungsgegenstände ist auszuschließen, wenn das Wohl der Allge-

meinheit oder das berechtigte Interesse Einzelner dies erfordert. Über den Ausschluss der Öffentlich-
keit wird durch den Kreistag nichtöffentlich beraten und entschieden. 

 
(3) Die Öffentlichkeit ist insbesondere ausgeschlossen bei der Behandlung von 
 
 a)  Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen, 
 
 b)  Grundstücksgeschäften, 
 

c)  Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder sonstiger Privatpersonen berührt 
werden, 

 
d)  Verträgen oder Verhandlungen mit Dritten und sonstigen Angelegenheiten, wenn jeweils eine ver-

trauliche Behandlung geboten erscheint, 
 
 e)  Sparkassenangelegenheiten. 
 
(4) Kreistagsmitglieder haben das Recht, auch an nichtöffentlichen Sitzungen von Ausschüssen, denen 

sie nicht angehören, als Zuhörer teilzunehmen, soweit nicht ein Ausschließungsgrund nach § 112 in 
Verbindung mit § 38 ThürKO vorliegt. 

 
(5) Nicht dem Kreistag angehörende Mitglieder von Ausschüssen können ohne Anspruch auf Sitzungs-

geld an nichtöffentlichen Sitzungen des Kreistages als Zuhörer teilnehmen, soweit Angelegenheiten 
aus dem Geschäftsbereich ihres Ausschusses behandelt werden. 

 
§ 10 

 
Beschlussfähigkeit  

 
(1) Zu Beginn der Sitzung stellt der Landrat fest, ob sämtliche Kreistagsmitglieder ordnungsgemäß einge-

laden worden sind, die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt und der Kreistag somit 
beschlussfähig ist. 

 
(2) Die Beschlussfähigkeit wird vermutet, solange sie nicht angezweifelt wird oder die Beschlussunfähig-

keit offenkundig ist. Wird die Beschlussfähigkeit während der Sitzung angezweifelt, so hat der Landrat 
nach Prüfung ggf. die Beschlussunfähigkeit festzustellen und die Sitzung zu unterbrechen. Ist auch 
nach Ablauf von 30 Minuten die erforderliche Anzahl von Kreistagsmitgliedern nicht anwesend, hebt 
der Landrat die Sitzung auf. 

 
(3) Die Sitzung ist aufzuheben, wenn der Kreistag nicht ordnungsgemäß einberufen wurde oder wenn 

auch nach Ablauf der Frist nach Abs. 2 nicht mehr als die Hälfte der gesetzlichen Anzahl der Kreis -
tagsmitglieder anwesend ist. § 112 in Verbindung mit § 35 Abs. 3 ThürKO bleibt unberührt. 
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(4) § 112 in Verbindung mit § 36 Abs. 2 und 3 ThürKO bleibt unberührt. 

 
§ 11 

 
Abstimmung  

 
(1) Über jede Vorlage und jeden Antrag ist gesondert abzustimmen. 
 
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den weitergehenden Antrag zuerst, 

über einen Gegenantrag oder einen Antrag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abge-
stimmt. Über jeden Antrag ist gesondert abzustimmen. Bestehen Zweifel darüber, welcher Antrag der 
weitestgehende ist, so entscheidet darüber der Landrat. 

 
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des zu fassenden Beschlusses zu verlesen, so-

weit sie sich nicht aus der Vorlage ergibt; das gilt nicht für Geschäftsordnungsanträge. Der Landrat 
stellt die Frage, über die abgestimmt werden soll, so, dass sie mit Ja oder Nein beantwortet werden 
kann. 

 
(4) Abstimmungen erfolgen offen durch Hand heben, erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von 

den Sitzen, falls erforderlich, durch Auszählen. 
 
(5) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt oder wenn es der Kreistag auf 

Antrag eines Viertels der Kreistagsmitglieder beschließt. 
 
(6) Für die namentliche Abstimmung bedarf es des Antrages eines Viertels der Kreistagsmitglieder. Bei 

namentlicher Abstimmung werden die Kreistagsmitglieder vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen. Sie 
antworten mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“. Die Namen der Kreistagsmitglieder und ihre Antworten 
sind in der Niederschrift festzuhalten. 

 
 Treffen Anträge auf Durchführung einer namentlichen und einer geheimen Abstimmung zusammen, 

so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang. 
 

§ 12 
 

Wahlen  
 

Wahlen werden gemäß § 112 in Verbindung mit § 39 ThürKO durch geheime Abstimmung vollzogen. Es kön-
nen nur solche Personen gewählt werden, die dem Kreistag vor der Wahl vorgeschlagen worden sind. 

 
§ 13 

 
Feststellung und Verkündung des Abstimmungs- und Wa hlergebnisses  

 
(1) Der Landrat stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt es anschließendbekannt. 
 
(2) Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet wer-

den; die Abstimmung muss sodann unverzüglich wiederholt werden. 
 
(3) Bei Beschlüssen des Kreistages, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, hat der Landrat durch 

ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass diese Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt 
hat. 

 
(4) Die Mehrheit der abgegebenen Stimmen entscheidet, soweit das Gesetz keine qualifizierte Stim-

menmehrheit erfordert. Stimmenthaltung und ungültige Stimmen zählen bei der Berechnung der 
Mehrheit nicht mit. Anträge gelten bei Stimmengleichheit als abgelehnt. 

 
(5) Bei Abstimmung und Wahlen durch Stimmzettel gilt Folgendes: 
 

a) Stimmzettel sind ungültig, insbesondere wenn 
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 aa) sie leer sind, 
 bb) sie unleserlich sind, 
 cc) sie mehrdeutig sind, 
 dd) sie Zusätze enthalten, 
 ee) sie durchgestrichen sind, 
 ff) sie bei Wahlen Stimmenthaltungen zum Ausdruck bringen. 

 
b) Stimmenthaltung ist gegeben, wenn sie auf dem Stimmzettel durch das Wort „Stimmenthaltung“ 

unzweifelhaft zum Ausdruck gebracht wurde. 
 
c) Die Stimmzettel werden von je einem Kreistagsmitglied der Fraktionen ausgezählt, die das Ergeb-

nis dem Landrat mitteilen. 
 
d)Ist bei Wahlen die Mehrheit der abgegebenen Stimmen ungültig, so ist der Wahlgang zu wiederho-

len. Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerber mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so findet unter den beiden Bewerbern mit der höchsten 
Stimmenzahl Stichwahl statt, bei der gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das vom Landrat gezogene Los. 

 
Ist nur ein Bewerber vorhanden und erhält er im ersten Wahlgang nicht die Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen, so findet kein zweiter Wahlgang statt. 

 
§ 14 

 
Anträge  

 
(1) Anträge können nur zu Beratungsgegenständen gestellt werden, für deren Erledigung der Kreistag 

zuständig ist. 
 
(2) Anträge sind in die Tagesordnung aufzunehmen, wenn sie dem Landrat bis spätestens 14 Tage vor 

der Sitzung von einem Viertel der Kreistagsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegt werden. Die An-
träge sind schriftlich zu begründen und haben einen Beschlussvorschlag zu enthalten. 

 
(3) Anträge zur Tagesordnung sind nach Eröffnung der Sitzung vor Feststellung der Tagesordnung zu 

stellen. 
Die Tagesordnung des öffentlichen Teils kann bei Dringlichkeit mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der anwesenden Mitglieder erweitert werden. Die Tagesordnung des nichtöffentlichen Teils kann 
durch Beschluss des Kreistages in nichtöffentlicher Sitzung erweitert werden, wenn alle Mitglieder 
anwesend und mit der Behandlung einverstanden sind. 

 
(4) Anträge können bis zur Abstimmung von den Antragstellern zurückgezogen werden. 
 

§ 15 
 

Änderungsanträge  
 

Änderungsanträge zu bestehenden Tagesordnungspunkten können von Fraktionen und von einzelnen Kreis-
tagsmitgliedern nach Eröffnung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. Der Antrag 
muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvorschlag enthalten. 

 
§ 16 

 
Anträge zur Geschäftsordnung  

 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt werden und gehen allen Anträgen 

vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung ein 
Redner für und gegen den Antrag zu hören. 

 
(2) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Landrat das Wort unverzüglich außerhalb der Reihen-

folge der Wortmeldungen erteilen, höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. 
Die Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Behandlung des zur Verhand-
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lung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei Verstößen soll dem Redner das Wort entzogen werden. 
Die Redezeit beträgt höchstens drei Minuten. 

 
(3) Beschließt der Kreistag, antragsgemäß zur Tagesordnung überzugehen, so gilt der Besprechungs-

punkt als erledigt. Wird der Antrag zur Geschäftsordnung abgelehnt, so darf er im Laufe derselben 
Beratung nicht wiederholt werden. 

 
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Aussprache kann nur von einem Kreistags-

mitglied gestellt werden, das noch nicht zur Sache gesprochen hat. 
 
 Der Landrat hat vor der Abstimmung 
 

- die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch nicht zu Wort gekommen sind, 
 
- sich davon zu überzeugen, dass jede Fraktion Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungs-

gegenstand vorzutragen; anderenfalls hat der Landrat hierzu die Möglichkeit einzuräumen. 
 
(5) Für Abstimmungen zur Geschäftsordnung gilt im Übrigen folgende Reihenfolge: 
  

a) Änderung der Geschäftsordnung, 
b) Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung, 
c) Aufhebung der Sitzung, 
d) Unterbrechung der Sitzung, 
e) Vertagung, 
f) Verweisung an einen Ausschuss, 
g) Verweisung an die Fraktionen, 
h) Schluss der Aussprache, 
i) Schluss der Rednerliste, 
j) Abgrenzung der Zahl der Redner, 
k) Begrenzung der Dauer der Redezeit, 
l) Begrenzung der Aussprache, 
m) zur Sache. 

 
§ 17 

 
Anfragen aus dem Kreistag  

 
(1) Jedes Kreistagsmitglied ist berechtigt, Anfragen über Angelegenheiten des Kreises, die nicht auf der 

Tagesordnung stehen, an den Landrat zu richten. 
 
(2) Anfragen müssen mindestens drei Arbeitstage vor der Sitzung dem Landrat schriftlich vorliegen. Der 

Sitzungstag wird bei der Frist nicht mitgerechnet. 
 
(3) Das Kreistagsmitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen und begründen. 
 
(4) Anfragen werden mündlich unter dem Tagesordnungspunkt „Anfragen aus dem Kreistag“ vom Land-

rat beantwortet, es sei denn, dass der Anfragende mit einer schriftlichen Beantwortung einverstanden 
ist. 

 
(5)   Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, zusätzliche Fragen zur Sache zu stellen. Da-

nach kann eine Aussprache über die Anfrage erfolgen, sofern der Kreistag dies beschließt. 
 
(6) Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt werden, sollen in der Sitzung beantwortet werden, wenn der 

Landrat sich hierzu in der Lage sieht. 
Anderenfalls sind derartige Anfragen in der folgenden Kreistagssitzung zu beantworten, wenn nicht 
der Anfragende sich mit einer früheren schriftlichen Antwort einverstanden erklärt. 

 
(7) Der Landrat kann Anfragen, die kurz fristig nicht beantwortet werden können, als Tagesordnungspunkt 

für die nächste Kreistagssitzung vorsehen. 
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§ 18 
 

Beratung  
 

(1)   Zur Beratung ist jeder Punkt der Tagesordnung zu stellen, über den ein Beschluss gefasst werden 
soll. 

 
(2)   Jedes Kreistagsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es sich zuvor zu Wort gemeldet und der 

Landrat ihm dies erteilt hat. Der Redner darf nur die zur Beratung anstehenden Angelegenheiten erör-
tern. 

 
(3)  Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilt. Melden sich mehrere Kreistagsmitglieder 

gleichzeitig, so entscheidet der Landrat über die Reihenfolge. 
 
(4)   Dem Antragsteller ist auf Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen. 
 
(5)   Der Landrat sorgt für die Einhaltung der Geschäftsordnung. Er kann jederzeit hierzu das Wort ergrei-

fen. 
 
(6) Will der Landrat einen Antrag zur Sache stellen oder sich an der sachlichen Beratung beteiligen, so 

kann er für diese Zeit den Vorsitz abgeben. 
 
(7)   Den Beigeordneten und anderen Dienstkräften des Landkreises ist das Wort zu erteilen, wenn der 

Landrat zustimmt oder dies wünscht. 
 
(8) Sonstige Personen dürfen im Kreistag das Wort nicht ergreifen. Der Kreistag kann im Einzelfall Aus-

nahmen beschließen. 
 
(9) Der Kreistag kann auf Antrag zur Geschäftsordnung durch Beschluss die Dauer der Aussprache, die 

Redezeit und die Zahl der Redner begrenzen. Er kann beschließen, dass das Wort nur einmal erteilt 
wird. 

 
(10) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sind sie dem Schrift führer für die Niederschrift vorü-

bergehend zur Verfügung zu stellen. 
 

§ 19 
 

Zwischenfragen  
 

(1) Jedes Kreistagsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aussprache Zwischenfragen an den Red-
ner zu stellen. Die Fragen sind möglichst kurz zu formulieren. 

 
(2) Mit Zustimmung des Redners kann der Landrat Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. 
 
(3) Der Landrat soll im gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zulassen. 

 
§ 20 

 
Persönliche Erklärungen  

 
(1) Zur Richtigstellung eigener Ausführungen oder zur Zurückweisung von Angriffen gegen die eigene 

Person kann das Wort außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. 
 
(2) Die Redezeit soll dabei drei Minuten nicht überschreiten. 
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§ 21 
 

Schluss der Aussprache  
 

(1) Die Aussprache ist beendet, wenn 
 

- die Rednerliste erschöpft ist, sich niemand mehr zu Wort meldet und der Landrat die Aussprache 
für geschlossen erklärt; 

 
- der Kreistag einen entsprechenden Beschluss zur Geschäftsordnung fasst. 

 
(2) Nach Schluss der Beratung kann das Wort nur noch zur Geschäftsordnung oder zur Abgabe persönli-

cher Erklärungen erteilt werden. 
 

§ 22 
 

Sitzungs- und Beschlussniederschrift  
 

(1)   Über jede Sitzung des Kreistages ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Landrat und vom 
Schrift führer zu unterzeichnen ist. 

 
(2)   Der Sitzungsverlauf wird für die Anfertigung der Niederschrift mittels Medientechnik aufgezeichnet. 

Bei berechtigten Zweifeln an der Niederschrift kann der Mitunterzeichner die entsprechenden Stellen 
der Aufzeichnung zusammen mit dem Schriftführer abhören. Die Aufzeichnung ist bis zur nächsten 
Sitzung aufzubewahren und nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen. 

 
(3)   Die Niederschrift muss enthalten: 
 
 a) Tag, Ort, Beginn, Dauer einer Unterbrechung und Ende der Sitzung; 
 

b) die Namen der Sitzungsteilnehmer und auf Verlangen eines Kreistagsmitgliedes den Namen un-
ter Angabe des Tagesordnungspunktes, bei dessen Behandlung das Kreistagsmitglied an Ab-
stimmungen oder Wahlen nicht teilgenommen hat; 

 
c) die Tagesordnungspunkte, alle Anträge, den Wortlaut der Beschlüsse; 

 
d) die Kreistagsmitglieder, die gemäß § 112 in Verbindung mit § 38 ThürKO an der Beratung und 

Entscheidung nicht teilgenommen haben; 
 

e) bei Abstimmungen: 
- das Abstimmungsergebnis, 
- bei namentlicher Abstimmung, wie jedes Kreistagsmitglied persönlich abgestimmt hat; 

 
f) bei Wahlen: 

- die Zahl der Stimmen für die einzelnen Bewerber,  
- bei Losentscheid, die Beschreibung des Losverfahrens; 

 
g) den wesentlichen Inhalt der Antworten auf Anfragen; 

 
h) die Ordnungsmaßnahmen; 

 
i) den Hinweis, dass zur Fertigstellung der Niederschrift der Sitzungsverlauf mit Medientechnik auf-

gezeichnet wurde. 
 
(4) Die Niederschrift ist nach Unterzeichnung allen Kreistagsmitgliedern zu zuleiten und in der nächsten 

Sitzung durch Beschluss des Kreistages zu genehmigen. Er entscheidet bei Einwendungen, ob und in 
welcher Weise die Niederschrift zu berichtigen ist. 
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§ 23 
 

Bekanntmachung der Beschlüsse  
 
Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des Kreistages und der Ausschüsse mit Ent-
scheidungsbefugnis wird unverzüglich in ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit bekannt gemacht. Das Gleiche 
gilt für die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse, sobald die Gründe für die Geheimhaltung wegge-
fallen sind. Die Entscheidung hierüber trifft der Kreistag. 

 
§ 24 

 
Verletzung der Ordnung  

 
(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Landrat ermahnt und im Wiederholungs-

falle zur Ordnung gerufen werden. 
 
(2)   Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, ist zur Ordnung zu rufen. Eine Aus-

sprache über die Berechtigung, „Zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in der nächsten 
Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der Kreistag den Ordnungsruf für gerecht fertigt 
hält. 

 
(3)   Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Landrat dem Redner das Wort entziehen. Einem 

Redner, dem das Wort entzogen wurde, ist es zu diesem Tagesordnungspunkt nicht wieder zu ertei-
len. 

 
(4)   Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Landrat ein Kreistagsmitglied mit Zu-

stimmung des Kreistages von der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreimali-
ger Ordnungsruf des Landrates vorausgehen. Das Kreistagsmitglied soll beim dritten Ordnungsruf auf 
die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sit-
zung ausgeschlossenes Kreistagsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten neuerlich erheb-
lich gestört, so kann ihm der Kreistag für zwei weitere Sitzungen die Teilnahme untersagen. 

 
(5) Die Beschlüsse zu Abs. 4 sind dem Kreistagsmitglied schriftlich mitzuteilen. 
 
(6) Der Landrat kann Zuhörer, die die Sitzung stören, ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den 

Zuhörerraum räumen lassen. 
 

§ 25 
 

Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung  
 

Entsteht im Kreistag störende Unruhe, so kann der Landrat die Sitzung unterbrechen oder aufheben, wenn 
auf andere Weise die Ordnung nicht wieder hergestellt werden kann. Kann sich der Landrat kein Gehör ver-
schaffen, so verlässt er seinen Platz. Die Sitzung ist dadurch unterbrochen. Kann die Sitzung nicht spätestens 
nach 30 Minuten fortgesetzt werden, gilt sie als geschlossen. 

 
V.  Ausschüsse 

 
§ 26 

 
Kreisausschuss  

 
(1) Der Kreistag bildet einen Kreisausschuss. Er besteht aus dem Landrat als Vorsitzenden und sechs 

weiteren Mitgliedern. Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung vom Kreistag 
ein Stellvertreter bestellt. 

 
(2) Der Kreisausschuss beschließt unbeschadet der Regelungen des § 105 Abs. 2 in Verbindung mit § 

26 Abs. 2 ThürKO: 
 

- über Verträge des Landkreises oder seiner wirtschaftlichen Unternehmen mit Mitgliedern des Kreis-
tages und seiner Ausschüsse oder mit Bediensteten des Kreises; 
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- über Personalangelegenheiten, soweit diese nicht in die Zuständigkeit des Landrates fallen und es 

sich nicht um Wahlen handelt; 
 
- über die Nebentätigkeiten des Landrates und des hauptamtlichen Beigeordneten;  
 
- über Vergaben von Lieferungen und Leistungen, insbesondere auf Grund von Kauf-, Werk-, Miet- 

und Leasingverträgen im Sinne von § 1 Nr. 1 VOL/A (Verdingungsordnung für Leistungen), Bauleis-
tungen einschließlich Straßenbauleistungen und Leistungen im Rahmen freiberuflicher Tätigkeit, 
soweit nicht der Landrat gemäß § 8 der Hauptsatzung zuständig ist; 

 
- über Stundungen und Erlass der dem Landkreis zustehenden Forderungen und öffentlichen Abga-

ben, Klageerhebung und Abschluss von gerichtlichen und außergerichtlichen Vergleichen, soweit 
nicht der Landrat gem. § 8 der Hauptsatzung zuständig ist; 

 
- über überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben von 30.000 EUR bis 100.000 EUR. 
 

(3) Der Kreisausschuss bereitet außerdem die Sitzungen des Kreistages vor, stimmt die Arbeit der Aus-
schüsse aufeinander ab und entscheidet über die Notwendigkeit einer dienstlichen Reise bzw. aus-
wärtigen Tätigkeit eines Ausschusses oder einer Fraktion. 

 
§ 27 

 
Weitere Ausschüsse  

 
(1) Als weitere vorberatende Ausschüsse werden gebildet: 
 

a) Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Schule, Sport und Kultur  
b) Ausschuss für Kreisentwicklung, Bau, Umwelt und Gefahrenabwehr. 

 
(2) Die weiteren vorberatenden Ausschüsse bestehen aus dem Landrat und zwölf weiteren Mitgliedern. 

Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung vom Kreistag ein Stellvert reter be-
stellt. 

 
(3)  Der Kreistag bildet als beschließenden Ausschuss den Jugendhilfeausschuss.  
 
 Der unter (1) a) aufgeführte Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Schule, Sport und Kultur ist gleich-

zeitig Werkausschuss der „Eichsfelder Kulturbetriebe“ und in dieser Funktion beschließend. 
  
 Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der weiteren beschließenden Ausschüsse regeln die Sat-

zung des Jugendamtes sowie die Betriebssatzung für die Eichsfelder Kulturbetriebe.  
 
(4)  Soweit der Kreistag sachkundige Bürger in die weiteren Ausschüsse beruft, darf deren Zahl 3 nicht 

übersteigen. 
 
(5)  Aufgaben und Kompetenzrahmen der weiteren Ausschüsse regelt die Zuständigkeitsordnung als Be-

standteil der Geschäftsordnung. Die weiteren Ausschüsse haben für ihr Aufgabengebiet die Be-
schlüsse des Kreistages vorzubereiten. 

 
§ 28 

 
Konstituierung der Ausschüsse  

 
(1) Die erste Sitzung eines Ausschusses beruft der Landrat ein. 
 
(2) Unter seinem Vorsitz wählen die Ausschüsse mit Ausnahme des Kreisausschusses den Vorsitzenden 

und seinen Stellvert reter aus ihrer Mitte. 
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§ 29 
 

Einberufung von Sitzungen der Ausschüsse  
 

(1) Die Ausschüsse werden von dem Vorsitzenden, im Verhinderungsfall von dem Stellvertreter, einberu-
fen. 

 
(2) Die Tagesordnung der Ausschusssitzungen setzt der Vorsitzende des Ausschusses im Einvernehmen 

mit dem Landrat fest. 
 
(3)  Ist ein Ausschussmitglied verhindert, an der Sitzung teilzunehmen, so hat es für die Vertretung zu 

sorgen und dem Vertreter die Unterlagen rechtzeitig zu übermitteln. 
 

§ 30 
 

Geschäftsordnung der Ausschüsse  
 

(1) Auf die Sitzungen des Kreisausschusses und der weiteren Ausschüsse finden, soweit nicht in beson-
deren Vorschriften etwas anderes bestimmt ist, die Vorschriften dieser Geschäftsordnung entspre-
chend Anwendung. 

 
(2) Der Kreisausschuss und die weiteren Ausschüsse sind berechtigt, zu ihren Sitzungen Sachverständi-

ge hinzuzuziehen. 
 
(3)  Ein Abdruck der Niederschrift über öffentliche Ausschusssitzungen oder Sitzungsteile ist den Kreis-

tagsmitgliedern und dem Landrat zuzuleiten. 
 

VI. Schlussvorschriften 
 

§ 31 
 

Auslegung der Geschäftsordnung, Abweichungen  
 

(1) Über die Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet im Einzelfall der Landrat; in Fällen von beson-
derer Bedeutung oder bei Meinungsverschiedenheiten soll er vorher seinen Stellvertreter hören. Eine 
grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Auslegung kann nur der Kreistag beschließen. 

 
(2)  Abweichungen von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung können im Einzelfall durch einstimmi-

gen Beschluss des Kreistages zugelassen werden. 
 

§ 32 
 

Inkrafttreten  
 

Die Geschäftsordnung tritt am 01.07.2009 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung in der Fassung vom 01.01.2003 außer Kraft. 
 
Heilbad Heiligenstadt, 09.07.2009 
Landkreis Eichsfeld 
 
 
gez. Dr. Werner Henning 
Landrat 
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Zuständigkeitsordnung für die weiteren Ausschüsse d es Kreistages des Landkreises 
Eichsfeld  
 
 
Der Kreistag des Landkreises Eichsfeld hat in seiner konstituierenden Sitzung am 08.07.2009 auf der Grund-
lage des § 105 Abs. 2 ThürKO für die Arbeit der weiteren Ausschüsse die Zuständigkeitsordnung beschlos-
sen. 
 
Die Zuständigkeitsordnung ist Bestandteil der Geschäftsordnung. 
 

§ 1 
 

Allgemeines  
 
Für die weiteren Ausschüsse des Landkreises Eichsfeld werden die nachfolgend definierten Zuständigkeiten 
festgelegt. Der Zuständigkeitskatalog ist nicht abschließend. 
 
Jedem weiteren Ausschuss obliegt die Vorbereitung des Haushaltsplanes für seinen Zuständigkeitsbereich. 
Sofern Angelegenheiten den Zuständigkeitsbereich mehrerer weiterer Ausschüsse berühren, bestimmt der 
Kreisausschuss den federführenden Ausschuss. 
 
Die Zuständigkeiten des Kreisausschusses sind im § 26 der Geschäftsordnung geregelt. 
 

§ 2 
 

Übersicht der weiteren Ausschüsse  
 
(1) Der Kreistag bildet folgende weitere Ausschüsse: 

- Jugendhilfeausschuss 
- Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Schule, Sport und Kultur 
- Ausschuss für Kreisentwicklung, Bau, Umwelt, und Gefahrenabwehr 

 
§ 3 

 
Jugendhilfeausschuss  

 
Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe. Er beschließt im Rahmen 
der hierfür vom Kreistag bereitgestellten Mittel, der Satzung für das Kreisjugendamt und der vom Kreistag 
gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe.  
 
Einzelaufgaben sind in der Satzung für das Kreisjugendamt aufgeführt. Der Jugendhilfeausschuss kann zur 
Vorbereitung seiner Beratungen Unterausschüsse bilden. 
 

§ 4 
 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Schule, Sport u nd Kultur  
 
(1) Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Schule, Sport und Kultur berät über folgende Gegenstände: 
 

- Grundsatzfragen der Gesundheitserziehung und Krankenversorgung 
 
- Grundsatzangelegenheiten des Landkreises Eichsfeld als örtlicher Träger der Sozialhil fe (SGB XII) 
 
- Grundsatzangelegenheiten des Landkreises Eichsfeld als kommunaler Träger der Grundsicherung 

für Arbeitssuchende (SGB II) 
 
- Grundsatzfragen der Verwirklichung des Grundrechtes der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
 
- Grundsatzfragen des Kreises als Schulträger nach dem Schulgesetz und Schulfinanzierungsgesetz, 

insbesondere Schulnetzplanung, Schulversuche und Modellprojekte 
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- Grundsatzfragen der außerschulischen Bildung, insbesondere Angelegenheiten der kreiseigenen 
Volkshochschulen sowie die Förderung sonstiger außerschulischer Bildungseinrichtungen 

 
- Grundsatzfragen der Sport förderung, insbesondere Aufstellung des Sportrahmenleitplanes und För-

derung der Vereinsarbeit 
 
- Förderung kultureller und künstlerischer Aktivitäten 
 

(2) Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Schule, Sport und Kultur beschließt bzw. berät als Werk-
ausschuss über die Angelegenheiten, die gemäß der Betriebssatzung der Eichsfelder Kulturbetriebe 
in seine Zuständigkeit fallen.  

 
§ 5 

 
Ausschuss für Kreisentwicklung, Bau, Umwelt, und Ge fahrenabwehr  

 
Der Ausschuss für Kreisentwicklung, Bau, Umwelt und Gefahrenabwehr berät über folgende Gegenstände: 
 

- Grundsatzfragen des Kreises als Träger öffentlicher Belange in bedeutsamen Vorhaben 
 
- Grundsatzfragen der Wirtschaftsförderung und des Fremdenverkehrs 
 
- Grundsatzfragen des ÖPNV und Verkehrsentwicklungsplanung des Kreises 
 
- Angelegenheiten der kreiseigenen Liegenschaften 
 
- Denkmalpflege 
 
- wesentliche umwelt- und naturschutzrelevante Angelegenheiten, soweit der Kreis zuständig ist 
 
- Grundsatzfragen der Abfallwirtschaft und Erstellung des Abfallwirtschaftsplanes 
 
- Grundsatzentscheidungen für Brand- und Katastrophenschutz sowie Rettungsdienst 

 
§ 6 

 
Inkrafttreten  

 
Als Bestandteil der Geschäftsordnung tritt die Zuständigkeitsordnung mit der Geschäftsordnung in Kraft. 
 
 
 
Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A – Abbruch ehe malige Grundschule  
Geisleden  
 
a) Auftraggeber:  Landkreis Eichsfeld, Liegenschaftsamt,   
    (Vergabestelle)       Friedensplatz 8, 37308 Heilbad Heiligenstadt, Tel.: 03606/650 2300 
 
b) Vergabeverfahren:  Öffentliche Ausschreibung, VOB/A 
 
c) Ausführung von Bauleistungen: Abbruch ehemalige Grundschule Geisleden 
 
d) Ort der Ausführung:  Hinter den Höfen 36, 37308 Geisleden 
 
e) Vergabenummern : 2/291/09 - Abbrucharbeiten 
    Art und Umfang der Leistung:  ( alle angegebenen Mengen sind ca. Mengen) 
    2/291/09       1  Stück Gebäudeabbruch 9300 m³ UR, 
               Außenanlage 750 m² befestigte Fläche 
    260      m³ Rückbau Entsorgungsleitungen + Schächte 
      25      m³ Rohrgraben für Umverlegung 
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      54      m  KG Leitungen + Schächte  
  1200      m³ Bodenlieferung und Einbau 

1650 m² Geländemodulation + Ansaht 
 

f) Aufteilung in Lose: nein (innerhalb der Vergabe - Nr. ist keine Aufteilung in Lose vorgesehen) 
 
g) Erbringung von Planungsleistungen:  nein 
 
h) Ausführungsfrist:  2/291/09 31.08.2009 – Oktober 2009 
 
i) Anforderung der Vergabeunterlagen:  Anforderungen schriftlich  an:  
 Landkreis Eichsfeld, Liegenschaftsamt, Frau Dornieden  
 Friedensplatz 8, 37308 Heilbad Heiligenstadt, Tel.:(03606) 6502311, Fax.:(03606) 6509090  
 Die Vergabeunterlagen werden ab 27.07.2009 versandt. 
 
j)Entgelt für die Vergabeunterlagen: 2/291/09 – 6,50 € 

Zahlungsweise: Banküberweisung  oder Verrechnungsscheck 
Empfänger:      Landkreis Eichsfeld, Landratsamt 
Kontonummer:  20 000 3631, Bankleitzahl: 820 570 70 , Geldinstitut: Kreissparkasse Eichsfeld 
Verwendungszweck = Vergabenummer 
(Die Vergabeunterlagen können nur versendet werden, wenn auf der Überweisung der Verwen- 
dungszweck angegeben wurde und gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunterlagen  
schriftlich per Brief ( FAX) bei der unter i) genannten Stelle angefordert wurden.) 
Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet. 

 
l) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind: Vergabestelle s. a) 

Die Angebote sind abzufassen in: deutsch 
Angebotsabgabe: schriftlich ( eine digitale Angebotsabgabe ist nicht zulässig) 

 
n) Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dü rfen: Bieter und ihre Bevollmächtigten 
 
o) Angebotseröffnung: 
   2/291/09 am 11.08.2009, 10:15 Uhr 
   Ort: Die Angebotseröffnung findet im Haus IV, Leinegasse 11, 1. OG, Raum 104  des Landratsamtes  
          Eichsfeld, 37308 Heilbad Heiligenstadt statt. 
 
p) Geforderte Sicherheiten: gem. Vergabeunterlagen 
 
r) Rechtsform der Bietergemeinschaften: selbstschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter 
 
s) Nachweise zur Eignung: 

Der Bieter hat auf Verlangen zum Nachweis seiner Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit    
gemäß § 8 Nr. 3 (1) Buchstabe a bis f VOB/A Angaben zu machen. Der Auftraggeber wird ab einer 
Auftragssumme von 30.000,00 € für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, zur Bestätigung der 
Erklärung (Angebotsschreiben Nr. 3) einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister beim Bundes- 
amt für Justiz anfordern 

 
t) Die Bindefrist endet am:  31.08.2009 
 
u) Nebenangebote: sind zugelassen 
 
v) Auskünfte erteilt:    wie unter i)  
   Nachprüfstelle ( § 31 VOB/A):   Thüringer Landesverwaltungsamt 
                                Referat 250 – Vergabeangelegenheiten  
                                                       Weimarplatz 4, 99423 Weimar, (Tel. 0361/3773 7254). 
 
Heiligenstadt, den 13.07.2009   
 
 
Der Landrat  
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Trinkwasserzweckverband „Obere Hahle“, Hauptstr. 17,37339 Teistungen 
 
Bekanntmachung zur Feststellung des Jahresabschluss es 2008 des Trinkwasser-
zweckverbandes "Obere Hahle" gemäß § 25 Abs. 4 der Thüringer Eigenbetriebsver-
ordnung  
 
 
1.  Die Verbandsversammlung hat mit Beschluss-Nr. 02/2009 vom 28.05.2009 den Jahresabschluss 2008 wie 

folgt festgestellt und genehmigt: 
 
Der Jahresabschluss wird mit einem Jahresüberschuss von 59.498,55 € festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2008 schließt mit einer Bilanzsumme von 7.484.728,45 € ab. Der 
Jahresüberschuss von 59.498,55 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Mit Beschluss-Nr. 02/2009 wurde dem Verbandsvorsitzenden und dem Werkleiter Entlastung erteilt. 
 

2.  Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers: 
 

“Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Trinkwas-
serzweckverbandes “Obere Hahle”, Teistungen, für das Geschäftsjahr  vom 01. Januar 2008 bis zum 31. 
Dezember 2008 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Landes Thüringen (EBV) liegen in der Verantwortung des Werkleiters des Verbandes. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 85 Abs. 3 ThürKO unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Zweckverbandes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. 
 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen des Werkleiters sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unse-
re Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Verbandes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild  von der Lage des Verbandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.  
 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Verbandes geben keinen Anlass zu Beanstandungen.” 
 
 
Göttingen, den 12. Mai 2009 
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EURATIO  
Prof. Dr. Ludewig & Quattek GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
gez. Dipl.-Kaufmann Fritz Güntzler 
Wirtschaftsprüfer  
 
 

3. Der Jahresabschluss 2008 und der Lagebericht liegen zur Einsichtnahme vom 10.08.2009 bis 28.08.2009 
von Montag bis Mittwoch von 8.00 Uhr bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.00 Uhr  bis 17.30 Uhr und Freitag 
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr in den Räumen des Trinkwasserzweckverbandes "Obere Hahle",  Hauptstraße 
17, 37339 Teistungen, Zimmer 207, aus. 

 
 
Teistungen, 13. Juli 2009 
 
 
Dornieden  
Verbandsvorsitzender 

 
 
Abwasserzweckverband „Obere Hahle“, Hauptstr. 17,37339 Teistungen 
 
Bekanntmachung zur Feststellung des Jahresabschluss es 2008 des Abwasserzweck-
verbandes "Obere Hahle" gemäß § 25 Abs. 4 der Thüri nger Eigenbetriebsverordnung  
 
 
1.  Die Verbandsversammlung hat mit Beschluss-Nr. 02/2009 vom 28.05.2009 den Jahresabschluss 2008 wie 

folgt festgestellt und genehmigt: 
 
Der Jahresabschluss wird mit einem Jahresfehlbetrag von 11.865,50 €  festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2008 schließt mit einer Bilanzsumme von 18.415.497,11 € ab. Der 
Jahres fehlbetrag 2008 in Höhe von 11.865,50 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Mit Beschluss-Nr. 02/2009 wurde dem Verbandsvorsitzenden und dem Werkleiter Entlastung erteilt. 

 
2. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers: 
 

“Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Abwasser-
zweckverbandes “Obere Hahle”, Teistungen, für das Geschäftsjahr  vom 01. Januar 2008 bis zum 31. De-
zember 2008 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Landes Thüringen (EBV) liegen in der Verantwortung des Werkleiters des Verbandes. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 85 Abs. 3 ThürEBV unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Zweckverbandes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
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Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt.  
 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-
lage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Verbandes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild  von der Lage des Verbandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.  
 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Verbandes geben keinen Anlass zu Beanstandungen.” 
 
 
Göttingen, den 12. Mai 2009 
 
 
EURATIO  
Prof. Dr. Ludewig & Quattek GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
gez. Dipl.-Kaufmann Fritz Güntzler 
Wirtschaftsprüfer                            

 
 
3.  Der Jahresabschluss 2008 und der Lagebericht liegen zur Einsichtnahme vom 10.08.2009 bis 28.08.2009 

von Montag bis Mittwoch von 8.00 Uhr bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.00 Uhr  bis 17.30 Uhr und Freitag 
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr in den Räumen des Abwasserzweckverbandes "Obere Hahle",  Hauptstraße 17, 
37339 Teistungen, Zimmer 207, aus. 

 
 
Teistungen,  13. Juli 2009 
 
 
Dornieden  
Verbandsvorsitzender 


